
Jugendpolitische Forderungen 
der LAG Offene Kinder- und Jugendarbeit

Niedersachsen e.V. 
zur Kommunalwahl 2026

1.    Offene Kinder- und Jugendarbeit sichern.

Die Offene Kinder- und Jugendarbeit ist eine gesetzliche Pflichtaufgabe. Sie ist
durch die Kommunen bedarfsgerecht zu finanzieren. 

Die Bedarfsfeststellung ist durch eine qualifizierte Jugendhilfeplanung zu
bemessen. 

In den kommunalen Jugendhilfeausschüssen müssen daraus Jugendförderpläne
entwickelt werden. Diese stellen ausreichende Ressourcen für eine qualitative

Ausgestaltung der Kinder- und Jugendarbeit sicher.

2.    Raum für junge Menschen schaffen.

Jugendpolitik ist als kommunale Querschnittsaufgabe zu verstehen. 
Junge Menschen sind im Rahmen der verpflichtenden Jugendbeteiligung gemäß

§36 NKomVG dazu zu hören. 
Die Kommunen müssen jungen Menschen Raum zu Verfügung stellen. 

Das umfasst weit mehr als den klassischen Treffpunkt (z.B. Jugendzentrum,
Jugendtreff, Jugendplätze).

3.    Kommunalpolitik jugendgerecht umsetzen.

Die jugendbezogenen Aufgaben der Kommunen gehen über die Themen eines
Jugendparlaments hinaus. 

Eine jugendgerechte Kommunalpolitik fokussiert unter anderem Fragen der
Mobilität (kostenfrei ÖPNV), Auswirkungen von Kinderarmut (Teilhabeförderung),

die ökologische Zukunft der Kommune (Klimagerechtigkeit) und die Vielfalt des
Gemeinwesens (diversitätssensibles Handeln).

www.jugendarbeit-niedersachsen.de
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